Lösungsvorschlag und Anmerkungen zur 2. Klausur WS 02/03:
Fall 1.:

Anspruchsgrundlage für die Rückzahlungsforderung des Insolvenzverwalters könnte § 32 b S. 1 GmbHG i.V.m § 80 InsO sein.

I. Zu prüfen sind die Vorraussetzungen des § 32 a Abs. 1 und 2 GmbHG:

1. Es müßte eine Krise der Gesellschaft gegeben sein.

Definition: vgl. § 32 a Abs. 1 GmbHG (bei Kreditunwürdigkeit, also wenn Gesellschaft keinen Kredit mehr erhält)

( GmbH erhält alleine keinen Krdit mehr (+)
2. Es müßte ein Darlehen durch Dritte im Zeitpunkt der Krise gegeben worden sein, vgl. § 32 a Abs. 2 GmbHG.

( Drittdarlehen durch Bank (+)
3. Ein Gesellschafter müßte sich verbürgt haben.

( Sicherung (Bürgschaft) durch G (+)
4. Zwischenergebnis: Vorr. des § 32 a Abs. 1 und 2 GmbHG liegen vor (+)
II. Die Gesellschaft hat das Darlehen zurückgezahlt i.S.d. § 32 b GmbHG (am 01.01.2002).

( (+)
III. Des weiteren zu prüfen ist die Rückzahlung des Darlehens „im letzten Jahr vor dem Antrag“.

Der Insolvenzantrag wurde durch G am 15.01.2003 gestellt. „Im letzten Jahr vor dem Antrag“ bedeutet, dass die Rückzahlung also zwischen dem 15.01.2002 und dem 15.01.2003 erfolgt sein müßte, um den Anspruch des Insolvenzverwalters zu begründen.

Die Rückzahlung erfolgte aber bereits am 01.01.2002, also vor der 1-Jahres-Zeitspanne.

Demnach war diese Vorraussetzung nicht gegeben.

( (-)
IV. Ergebnis: Die Rückzahlungsforderung an den Gesellschafter G an die Gesellschaft bzw. an den Insolvenzverwalter ist nicht begründet.

Anmerkungen:

· Einige Bearbeiter hatten Schwierigkeiten mit dem Einstieg in die Prüfung mit der richtigen Anspruchsgrundlage. Es wurde teilweise § 488 BGB geprüft anstatt § 32 b i.V.m. § 32 a GmbHG.

· Vielfach ging die Reihenfolge der Prüfungsschritte (hier: 1. – 4.) völlig durcheinander. Es wurde teilweise völlig durcheinander geprüft. Gute Arbeiten zeigten einen systematischen Aufbau nach den Anspruchvorraussetzungen.

· Viele Bearbeiter prüften § 32 a Abs. 3 Satz 2 GmbHG. Dies war aber nicht angebracht, da es sich bei G um den geschäftsführenden Gesellschafter handelte, für den die Anwendung dieses Ausschlusstatbestandes nicht gilt (vgl. Wortlaut der Vorschrift: „...gelten nicht für den nicht geschäftsführenden Gesellschafter....).

· Erhebliche Schwierigkeiten hatten die Bearbeiter der Klausur mit der Fristbestimmung des § 32 b GmbHG, vgl. hierzu abernochmals obigen Prüfungsvorschlag.

Fall 2:

L müßte an die GmbH erneut liefern, sofern die GmbH einen dahingehenden Anspruch hat. Dieser Anspruch könnte sich aus §§ 433 Abs. 1 S. 1 und S. 2, 434 Abs. 1 S. 2 Nr. 2, 437 Nr. 1 i.V.m. 439 Abs. 1, 2. Alt. BGB ergeben.

I. Vertrag nach § 433 BGB ist wirksam zustande gekommen.

II. Es müßte ein Sachmangel i.S.d. § 434 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 BGB gegeben sein

die Netzteile sind fehlerhaft


( §§ 437, 439 BGB (+) ( grundsätzlich Nachlieferungsanspruch (+) 

III. 
Zu prüfen ist § 377 HGB

1. Kauf (+)
2. beiderseitiges Handelsgeschäft (§§ 343, 344 HGB) (+)
3. doppelte Prüfung der Untersuchungs- und Rügeobliegenheit: 

· Untersuchungspflicht unverzüglich

· Mängelanzeige unverzüglich

Definition „unverzüglich“: ohne schuldhaftes Zögern, vgl. § 121 Abs. 1 S. 1 BGB

( nach vier Wochen ist die Prüfung der Ware in jedem Fall zu spät (-)
4. Rechtsfolge nach § 377 Abs. 2 HGB: Genehmigungsfiktion, Käufer verliert seine Rechte (hier: aus §§ 437, 439 BGB)

IV. Ergebnis: Die GmbH Hat keinen Anspruch aus Gewährleistungsrecht. L muß nicht liefern.

Anmerkungen:

· Einige Bearbeiter verwendeten noch das BGB in der Fassung vor der Schulrechtsmodernisierungsreform seit dem 1.1.2002

· Viele Bearbeiter begannen ihre Prüfung mit der falschen Anspruchsgrundlage. Abzustellen war auf §§ 437, 439 BGB. Innerhalb dieser Prüfung war – auch wenn seit der Reform des Schuldrechts die Nacherfüllung eine Hauptleistungspflicht darstellt – dann festzustellen, dass der Kaufvertrag nach § 433 BGB bestand.

· Für den Einstieg in die Prüfung des § 377 HGB war es Vorraussetzung zu prüfen, ob ein beidseitiges Handelsgeschäft nach §§ 343, 344 HGB vorlag. Dies liessen einige Bearbeitungen vermissen.

· Die Rechtsfolge der unterlassenen Untersuchung besteht in der Fiktion der Genehmigung nach § 377 Abs. 2 HGB, so dass der Käufer seine Rechte verliert. Dies kam in den wenigsten Bearbeitungen klar zur hervor.

Fall 3.:

Zu prüfen war die Drittwiderspruchsklage nach § 771 ZPO. Dabei kam es darauf an, ob dem L ein „die Veräußerung hinderndes Recht“ zustand. In Betracht kam das Eigentum. Zu prüfen war die Eigentumsübertragung nach den §§ 929 ff. BGB. Da die dingliche Einigung nach § 929 S. 1 BGB aufschiebend bedingt war nach § 158 Abs. 1 BGB (Eigentumsvorbehalt), blieb L weiterhin Volleigentümer der Computer i.S.d. § 903 BGB. Der GmbH stand lediglich ein Anwartschaftsrecht zu.

Akzeptiert, wenn auch nicht ganz richtig, wurde die Prüfung eines Herausgabeanspruches des L nach § 985 BGB.

